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ÖSTERREICH ISCHE 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

Dr.-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wie n 

Wien, am 2. Mai 1985 
GZ. 69/1985, B/E 

Betrifft: Finanzstrafgesetznovelle 1985 
GZ. FS-110/14-III/9/85 

Gemäß dem Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen vom 

28. Februar 1985, GZ. FS-110/14-III/9/85, übermittelt die 

gefertigte Notariatskammer 25 Kopien ihrer Stellungnahme zum 

Entwurf einer Finanzstrafgesetznovelle 1985. 

Beilagen 

1010 WIEN, LANDESGERICHTSSTRASSE 20 . TELEFON 424509, 426234 
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NOTARIATSKAMMER 

I 

An das 
Bundesministerium für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4, 5 und 8 
1010 Wie n 

Wien, am 30. April 1985 
GZ. 69/1985, E 

Betrifft: Finanzstrafgesetznovelle 1985 
GZ. FS-110/14-III/9/85 

Die Österreichische Notariatskammer dankt für die Ubersen­

dung des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem das Finanz­
strafgesetz geändert wird (Finanzstrafgesetznovelle 1985). 

Während siel: die meisten Bestimmungen der Novelle als zweck­

mäßig darstellen, scheinen die den Berufsstand der Notare 
unmittelbar ~etreffenden Bestimmungen des § 89 völlig un­
tragbar und dem Sinne des Verfassungsgerichtshofserkenntnis­

ses vom 3.12.1984, G 24 50 51 .. 52 und 89/83 widerspre~hend. 
Es soll zunächst klargestellt werden, daß der staatliche 
Anspruch auf Geldforderungen der Wahrung der Grundrechte und 
der Verschwiegenheitspflicht nachsteht. Logis~he Folge des 

Entschlagungsrechte~ berufsmäßiger Parteien vertreter muß 
auch sein, daß dieses Entschlagungsrecht nicht auf Umwegen, 
wie über eine Beschlagnahme oder über indirekte Druckmittel 
(etwa Schätzung nach § 184 BAO) zunichte gemacht wird. 

Die Kammer ist der Ansicht, daß der im Artikel 6 MRK nor­
mierte Begriff des fairen Verfahrens auch die Möglichkeit 
für die Partei umfassen muß, sich von einem Rechtsbeistand 
vertraulich beraten zu lassen. Werden diesbezügliche 
schriftliche yermerke, wie Besprechungsnotizen, Korrespon­
denz, Informationen und dergleichen beschlagnahmt, ist eine 
wirksame Interessensvertretung unmöglich. Der Entwurf sieht 

./. 
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nicht einmal vor, daß nur Gegenstände beschlagnahmt werden 

können, über welche die Person, gegen die sich das Finanz­

strafverfahren richtet, ausschließlich verfügungsberechtigt 

ist. Eine diesbezügliche Ergänzung zum § 89 Abs 3 würde zu­

mindest bewirken, daß Gegenstände von der.Beschlagnahme aus­

geschlossen werden, die nicht den Verfahrensbeteiligten ge­

hören. Eine derartige Beschlagnahme, etwa von gemeinsamen 
Urkunden mehrerer Personen, wie etwa Vertragsurkunden - de­

ren grundbücherliche Durchführung unmöglich würde, wenn ge­

gen einen Vertragsbeteiligten ein Verfahren anhängig ist und 

daher die Beschlagnahme erfolgt - könnte für die nicht am 

Verfahren Beteiligten erhebliche Nachteile bewirken. 

Die Beschlagnahme von Akten des Notars wirft viele weitere 

Probleme auf, so insbesondere hinsichtlich der Auswahl der 

betreffenden Akten, der Beschränkung auf die tatsächlich 

ei~schlägigen Akten, der monatelangen Verwahrung der Akten 

außerhalb der Kanzlei, wodurch der Notar zwangsläufig wegen 

der Unmöglichkeit einer weiteren Bearbeitung in Haftungen 

kommen könnte. Diese Problame können auch nicht durch die 

Beiziehung eines Kammerabgeordneten zur Auswahl der betref­

fenden Akten - eine Möglichkeit, die im übrigen in der No­

velle nicht berücksichtigt wurde - gänzlich beseitigt wer­
den. Es ist weder dem Notar, noch seinen übrigen, an sich am 

Verfahren gar nicht beteiligten Klienten, deren Akten even­

tuell mitbeschlagnahmt werden, gedient, wenn nach vielen Mo­

naten festgestellt wird, daß die Beschlagnahme zu Unrecht 

erfolgte. 

Die Österreichische Notariatskammer fordert deshalb dring- . 

lich und eindeutig die Einführung von Bestimmungen, die das 

Entschlagungsrecht der berufsmäßigen Parteienvertreter wei­

testgehend respektieren,u~d nicht auf Umwegen völlig entwer­

ten, und den vom Verfassungsgerichtshof eindeutig ausgespro-
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chenen Grundsätzen entsprechen. Die Notariatskammer ist der 
Uberzeugung, daß anderenfalls eine neuerliche, ständige An­

rufung der Höchstgerichte und der internationalen Gerichts­
höfe unausbleiblich ist. 

Gleichzeitig ergehen 25 Kopien dieser Stellungnahme direkt 
an den Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
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